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7 N 5 = 75 is vierteljährl. 1,25 Mk. 
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gu 7 ge 3 72 2 N ande deinen rode 13 
Anzeigengebühr 13 Pf. die Spalte n 7 un fl teils orn. „ und Sonn⸗ 
zeile oder deren Raum. * 
— l„—̈ãV— — ä — > nn 
Ur. 42. | Sonnabend den 25. Mai 1018. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


„Das Feldheer braucht dringend Hafer, Heu und Stroh! 
Landwirte helſt dem Heere! 


Bullenkörung. 


Unter Bezugnahme auf § 6, Abſatz 2 der Polizeiverordnung vom 11. Mai 1903, Kreisblatt Nr. 39, betreffend die Bullentbrung, 
bringe ich nachſtehend das Verzeichnis der im Landkreiſe Thorn vorhandenen, für die Zeit bis zum 15. Oktober 1918 angekörten Bullen 
zur öffentlichen Kenntnis. f f : 

Die Herren Gemeindevorſteher erſuche ich, den Ortseingeſeſſenen hiervon auch noch in ortsüblicher Weiſe Kenntnis zu geben und auch 
bekannt zu machen, daß nach § 7 der Polizeiverordnung derjenige, welcher abgekörte Bullen zur Deckung fremder Kühe verwendet, für 
jeden einzelnen Fall in eine Geldſtrafe bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle in entſprechende Haftſtrafe verfällt. 

Es iſt hierbei gleichgültig, ob Deckgeld erhoben wird oder nicht. 

Thorn den 4. Mai 1918. 

Der Landrat. 


Berzeichnis 
der im Frühlahrskörungstermin 1918 im Landfreife Thorn angekörten Zuchtbullen. 


Name Des angemeldeten Bullen 


Alter 


f Bemerkungen 
Jahre pan Farbe Abſtammung 


Wohnort 


Ofd. Nr. 


des Beſitzers 


Bezirk podgorz. 


11 Moede, Eduard Ober Neſſau 3 6 ſchwarzbunt Holländer Krzg. 
2J Lorenz, Rudolf Stewken 11 < 5 
31 Gehrz, Albert Ober Neſſau 4 6 E Kammerbulle 
A| Dopslaff, Friedrich Groß Neſſau 2 3 = . 
5] Heiſe, Emil a 2 — 7 Holländer Krzg. 
6 Gunther, Hermann Rudak 8 9 2 Kammerbulle 
7 Krüger, Hermann Balkau 2 | — . Holländer Krzg. 
a a Bezirk Sachſenbrück. 85 a 
11 Krüger, Hugo Ottlotſchin 2 — ſchwarzbunt Holländer Krzg. 
2 ulmer, Johann Aſchenort 1 9 grauweiß 2 
3 Dolatowski, Franz Ottlotſchin 2 3 ſchwarzbunt Weſtpr. Herdbuch 
4 Vogt, Wilhelm Herzogsfelde 1 9 A Holländer Krzg. 
5 F 3 3 1 6 ſchwarz u. weiß 7 
zu Bezirk Gurske. 
Al Scheerer, Gurske 44 — ſchwarzbunt Kammerbulle 
2 Nate Schwarzbruch 3 — ſchwarzweiß Holländer Krzg. 
3 icknig, Emil — 1 9 = 2 
4J Bönſel, Max „ 3 | ſchwarzbunt mit Stern] Weſtpr. Herdbuch 
5 Hübner, Adolf Ziegelwieſe 2 — ſchwarzbunt Holländer Krzg. 
6 Strehlau, Hermann Gurske 1 5 F Weſtpr. Herdbuch 


Bezirk Gr. Böfendorf. 
11 Zeriadtke, Max Amthal 2 | — ſchwarzweiß Holländer Krzg. 
2] Finger, Groß Böſendorf 2 — ſchwarzbunt ; 
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Kopf wie vor. E 
rr ?? é— !—᷑ — 
3] Ruback, Groß Böſendorf | 3 4 | ſchwarzweiß | 
4| Tapper, Hermann = 2 — ſchwarzbunt Holländer Krzg. 
Bezirk Lonzun. 
1] Bergmann, A. i Klein Lanſen 2. — ſchwarzweiß Herdbuch 
2| Voigtländer, Friedrich Luben 2 — * Holländer Krzg. 
3] Ziolkowski, L Siemon 2 — ſchwarzbunt b 
4 Czajkowski, F. 5 2 9 = Oſtfrieſe 
5 Ulbrich, Auguſt Luben 2 — ’ Holländer Krzg. 
6] Gentzekow, Richard 5 1 3 ſchwarz u. weiß 5 
71 Steinke, Jacob Rentſchkau 1 3 5 8 
8 Buchholz, Guſtav * 1 6 ‚ » 
9 Jurek, Jacob Eichenau 1 6 1 " 
Bezirk Culmſee. 
1] Trenkel, W. Culmſee Abban 11 8 ſchwarzbunt Holländer Krzg. 
2 Zielke, Friedrich Dreilinden 2 6 ſchwarzweiß . 
3J Fuchs, Bildſchön 1 6 ſchwarzbunt Holländer Krzg. 
4 Lorthals Struſal 3 6 1 Weſtpr. Herdbucß 
5 Sadowski, Johann B. Papau 1 7 4 5 
6 Maczinsti, Griffen 2 — 0 5 
7 Zwierski, Stanislaus 5 2 — m Holländer Krzg. 
Bezirk Gramtihen. 
- Degener, Thorn. Papau : — ſchwarzbunt Herdbuch 
N „ 6 
3 Kuban, Carl 8 1 9 . Holländer Krzg . 
4 Ruther Groß Rogan 2 — * ei 
5| Jabs, Karl Gramtſchen 2 6 ſchwarzweiß 5 
6 Dorau, Wilhelm Goſtgau 1 9 ſchwarzbunt * 
7 Kochowicz, Adalbert Thorn. Papau 2 — weißſchwarz 4 
8 Trenkel, Herrmann Groß Rogau 1 4 ſchwarzbunt * 
9 Weßling, 5 24 — 5 : 
10 Koch, Ernſt Gramtſchen 2 3 * = 
11 Gohritz, Carl Dit. Rogau. 1 6 * “ 
Bezirk Srabowitz. 
1] Bielitz, Peter Schillno 2 — | ſchwarz mit Stern Holländer Krzg. 
2 Seil, Friedrich Grabowitz 1 1 ſſchwarzweiß mit Stern 7 
3 ichnitz, Johann Schillno 2 — r r 
4| Sodtke, Julius Kompanie 2 — F 1 
51 Gietz, Minna N 1 5 5 A 
Bezirk Lullau. 
1] Rümenapf, Lulkan 2 6 ſchwarzweiß 
2 Trienke, W. F 1 3 1 Holländer Krza. 
3] Mewes, N. 9 1 6 5 i . 
4| Finke, Otto 5 15 9 weiß ſchwarz ö 
5) Müller, A. x 1 6 ſchwarzweiß = 
Bezirk Seglein. 
11 Lüddecke, Wilhelm Seglein 2 6 ſchwarzweiß Holländer Krzg. 
2 Will, Auguſt Eliſenhof 2 | ſcchwarzbunt mit Stern “ 
3] Schmidt, A. Seglein 2 — ſchwarzweiß 5 
4 Schmidt, A. 5 14 — „ N 
51 Zielke, Friedr. Dreilinden 2 6 P 7 


Verordnung gegen Preistreiberei. 
Dom 8. Mai 1918. 
Der Bundesrat hat auf Grund des g 3 des Geſetzes über 
die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maß⸗ 
nahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 327) fol- 3 
gende Verordnung erlaſſen: 


Gegenſtände des täglichen Bedarfs oder des Kriege 
bedarfs Vergütungen fordert, die unter Berüdfihtigung 
der geſamten Verhältniſſe einen übermäßigen Verbienft 
enthalten, oder ſolche Vergütungen ſich oder einem ande⸗ 
ten gewähren oder verſprechen läßt; 
wer Gegenſtände des täglichen Bedarfs oder des Kriegs⸗ 
bedarfs, die von ihm zur Veräußerung erzeugt oder er⸗ 
worben ſind, in der Abſicht zurückhält, durch ihre Ver⸗ 
äußerung einen übermäßigen Gewinn zu erzielen; 
wer vorſätzlich den Preis für Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs oder des Kriegsbedarfs durch unlautere Machen⸗ 
ſchaften, insbeſondere Kettenhandel, ſteigert; a 
wer in der Abſicht, den Preis für Gegenſtände des täg⸗ 
lichen Bedarfs oder des Kriegsbedarfs zu ſteigern oder 
hochzuhalten, Vorräte unbrauchbar macht oder vernichtet, 
ihre Erzeugung oder den Handel mit ihnen einſchränkt 
oder andere unlautere Machenſchaften vornimmt; 


8 1. 
Wegen übermäßiger Preisſteigerung wird mit Gefängnis 
und mit Geldſtrafe bis zu zweihunderttauſend Mark oder mit 4. 
einer dieſer Strafen beſtraft: > 
1. wer vorſätzlich für Gegenſtände des täglichen Bedarfs 
oder des Kriegsbedarfs Preiſe fordert, die unter Berück⸗ 5. 
ſichtigung der geſamten Verhältniſſe einen übermäßigen 
Gewinn enthalten, oder ſolche Preiſe ſich oder einem 
anderen gewähren oder verſprechen läßt; 
2. wer vorſätzlich für die Vermittlung von Geſchäften über 


. ee 


r 
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6. wer vorſätzlich an einer Verabredung oder Verbindung 
teilnimmt, die eine nach den Nummern 1 bis 5 ftrafbare 
Handlung zum Gegenſtande hat; 

7. wer vorſätzlich zu einer nach den Nummern 1 bis 5 ſtraf⸗ 
baren Handlung auffordert, anreizt oder ſich erbietet. 

Ift die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, ſo iſt auf 

Gefängnis bis zu einem Jahre und auf Geldſtrafe bis zu fünfzig⸗ 
tauſend Mark oder auf eine dieſer Strafen zu erkennen. 
2 


Für gleichartige Gegenſtände, deren Geſtehungskoſten ver⸗ 
ſchieden hoch ſind, darf ein Durchſchnittspreis gefordert werden, 
wenn er nachweislich auf den verſchiedenen Geſtehungskoſten 
und den verſchiedenen Mengen der in ihn einbezogenen Gegen⸗ 
Rände beruht und unter Berückſichtigung der durchſchnittlichen 
Geſtehungskoſten keinen übermäßigen Gewinn enthält. 

8 8. 

Eine Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften des & 1 
Nr. 1, 2 liegt nicht vor, wenn Höchſtpreiſe oder von einer zu⸗ 
ſtändigen Behörde feſtgeſetzte Preiſe oder Vergütungen einge⸗ 
halten werden. 


8 4. 

Wegen Höchſtpreisüberſchreitung wird mit Gefängnis und 
mit Geldſtrafe bis zu zweihunderttauſend Mark oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft: 

1. wer vorſätzlich höhere Preiſe als die Höchſtpreiſe im 
Sinne des Geſetzes, betreffend Höchſtpreiſe, fordert, oder 
ſich oder einem anderen gewähren oder verſprechen läßt; 

2. wer vorſätzlich beim Erwerbe für Zwecke der Weiter⸗ 
veräußerung mit Gewinn höhere Preiſe als die Höchſt⸗ 
preiſe (Nr. 1) gewährt oder verſpricht; 

3. wer vorſätzlich an einer Verabredung oder Verbindung 
teilnimmt, die eine nach Nr. 1, 2 ſtrafbare Handlung 
zum Gegenſtande hat; 

4. wer vorſätzlich zu einer nach Nr. 1, 2 ſtrafbaren Handlung 
auffordert, anreizt oder ſich erbietet. 

Ift die Zuwiderhandlung fahrläſſig begangen, ſo iſt auf 

Gefängnis bis zu einem Jahre und auf Geldſtrafe bis zu fünfzig⸗ 
tauſend Mark oder auf eine dieſer Strafen zu erkennen. 


8 5. 
Wer wegen vorſätzlicher Zuwiderhandlung gegen die Vor⸗ 


ſchriften der 88 1 oder 4 oder die entſprechenden früheren Straf⸗ 


vorſchriften mit Gefängnis beſtraft worden iſt, darauf abermals 
eine ſolche Handlung begangen hat und wegen derſelben mit 
Gefängnis beſtraft worden iſt, wird, wenn er wieder eine ſolche 
Handlung begeht, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, bei mil⸗ 
dernden Umſtänden mit Gefängnis nicht unter einem Monat 
beſtraft. Daneben iſt auf Geldſtrafe bis zu fünfhunderttauſend 
Mark zu erkennen. 5 : 

Die Beſtimmungen des Abſ. 1 finden Anwendung, auch 
wenn die früheren Strafen nur teilweiſe verbüßt oder ganz 
oder teilweiſe erlaſſen find. 


8 6. 

Der Inhaber eines Betriebs, in dem ein Angeſtellter oder 
eine ſonſt in dem Betriebe beſchäftigte Perſon eine nach den 
88 1, 4, 5 ſtrafbare Handlung begangen hat, wird mit Gefäng⸗ 
nis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis zu fünfzig⸗ 
tauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft, wnen er 
es unter Vernachläſſigung ſeiner Aufſichtspflicht unterlaſſen hat. 
den Täter von der Begehung der ſtrafbaren Handlung abzu⸗ 

Iten. "IK, 
> Dem Inhaber des Betriebs fteht derjenige gleich, welchem 
die Leitung oder Beaufſichtigung des Betriebs oder eines Teiles 
desſelben übertragen iſt. 


87. 

Neben der Strafe ift bei vorſätzlicher oder fahrläſſiger Zu; 
widerhandlung gegen 8 1 Nr. 1, 2 oder $ 4 Nr. 1 ein Betrag 
einzuziehen, der in den Fällen des $ 1 Nr. 1, 2 dem erzielten 
übermäßigen Gewinn oder Verdienſt, in den Fällen des $ 4 
Nr. 1 dem über den Höchſtpreis erzielten Erlös entſpricht; 
Täter und Teilnehmer haften als Geſamtſchuldner. Auf die 
Einziehung kann auch durch Strafbefehl erkannt werden. 

Soweit der übermäßige Gewinn oder Verdienſt oder der 


über den Höchſtpreis erzielte Erlös einer anderen Perſon als 


dem Täter oder dem Teilnehmer durch die Tat zugefloſſen iſt, 
kann für den einzuziehenden Betrag auch dieſe Perſon als Ge⸗ 
ſamtſchuldner haftbar gemacht werden. f 

Ebenſo kann haftbar gemacht werden, wer nach der Tat 
aus dem Vermögen einer der im Abſ. 1, 2 bezeichneten Perſonen 
eine Zuwendung erhalten hat, wenn ihm die Zuwendung in der 
Abſicht, die Einziehung zu vereiteln, gemacht wurde und er dies 
zur Zeit des Erwerbes wußte oder den Umſtänden nach an⸗ 
nehmen mußte, oder wenn ihm die Zuwendung unentgeltlich 
gemacht wurde. Unter den gleichen Vorausſetzungen kann als 
Geſamtſchuldner jeder weitere Empfänger der Zuwendung oder 
ihres Wertes haftbar gemacht werden. Die Haftung iſt auf den 
Wert der Zuwendung zur Zeit des Empfanges beſchränkt. Der 
gutgläubige Empfänger einer unentgeltlichen Zuwendung 
haftet nur inſoweit, als er durch fie noch bereichert iſt. 

Die Haftung für den einzuziehenden Betrag geht auf den 
Erben über. 

Von der Einziehung kann wegen Geringfügigkeit des ein⸗ 
zuziehenden Betrags abgeſehen — 


Auf den bei vorſätzlicher oder fahrkäſſiger Zuwiderhandlung 
gegen $ 1 Nr. 1 einzuziehenden Betrag iſt derjenige Betrag an⸗ 
zurechnen, welcher wegen derſelben Preisforderung von einem 
zuſtändigen Schiedsgerichte zu Gunſten des Reichs eingezogen 
worden iſt. 


8 9. 

Soll für den einzuziehenden Betrag neben dem Täter oder 
dem Teilnehmer eine andere Perſon haftbar gemacht werden 
(8 7, Abſ. 2 bis 4), jo iſt ſie, ſoweit dies ausführbar erſcheint, 
unter Mitteilung des Beſchluſſes über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens zur Hauptverhandlung zu laden. Sie kann alle Be⸗ 
fugniſſe ausüben, die einem Angeklagten zuſtehen, ſich auch durch 
einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Verteidiger ver» 
treten laſſen. Durch ihr RNichterſcheinen wird das Verfahren 
und die Urteilsfällung nicht aufgehalten. Die Rechtsmittel 
gegen das Urteil, ſoweit es die Einziehung betrifft, ftehen 
auch ihr zu. 

8 10. 

Auf die im $ 7 vorgeſehene Einziehung kann ſelbſtändig 
erkannt werden, wenn die Verfolgung oder Verurteilung einer 
beſtimmten Preſon nicht ausführbar iſt. 

Auf das Verfahren finden die Vorſchriften des 8 477, Abi. 1 
und des § 478, Abj. 1 der Strafprozeßordnung Anwendung. 

Die Perſonen, gegen welche die Einziehung ſich richtet, ſind, 
ſoweit dies ausführbar erſcheint, zu dem Termine zu laden; die 
Vorſchriften des $ 478, Abſ. 3 und des 8 479 der Strafprozeß⸗ 
ordnung finden Anwendung. 


Kann in den Fällen der 88 7, 10 über die Höhe des einzu⸗ 
ziehenden Betrags oder darüber, ob eine andere Perſon als der 


Täter oder der Teilnehmer für den einzuziehenden Betrag haft: 


bar zu machen iſt, nicht ohne Verzögerung des Verfahrens ent⸗ 
ſchieden werden, ſo kann die Entſcheidung hierüber im Urteil 
einem beſonderen Verfahren vorbehalten werden. 

Auch ohne ſolchen Vorbehalt kann die Haftung einer ande⸗ 
ren Perſon als des Täters oder des Teilnehmers für den nach 
dem Urteil einzuziehenden Betrag in dem beſonderen Verfahren 
ausgeſprochen werden. 

Die Feſtſetzung des einzuziehenden Betrags kann auch im 
Strafbefehle dem beſonderen Verfahren vorbehalten werden. 
In dem beſonderen Verfahren iſt auch dann zu entſcheiden, 
wenn gegen den Täter oder den Teilnehmer ein Strafbefehl 
erlaſſen wird und eine andere Perſon für den einzuziehenden 
Betrag haftbar gemacht werden 2 (87, Abſ. 2 bis 4). 

1 


In dem beſonderen Verfahren (8 11) trifft der Staats⸗ 
anwalt die erforderlichen Ermittlungen. Rach Eintritt der 
Rechtskraft der Entſcheidung, welche die Einziehung anordnet, 
ſetzt er den einzuziehenden Betrag feſt und gibt den Beſcheid 
denjenigen Perſonen durch Zuſtellung bekannt, gegen welche 
die Einziehung ſich richtet. N 

Der Beſcheid muß mit Gründen verſehen ſein und die Er⸗ 
öffnung enthalten, daß er vollſtreckbar wird, wenn der Be⸗ 
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troffene nicht binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung die ge- 
richtliche Entſcheidung beantragt. Der Antrag iſt bei dem 
Staatsanwalt oder bei dem Gerichte, das in erſter Inſtanz 
entſchieden hat, ſchriftlich oder zu Protokoll zu ſtellen. 

Beantragt der von dem Beſcheide Betroffene die gericht⸗ 
liche Entſcheidung, ſo entſcheidet das Gericht durch Beſchluß. 
Gegen den Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

Wird ein Antrag auf gerichtliche Entſcheidung innerhalb 
der im Abf. 2, Satz 1 beſtimmten Friſt nicht geſtellt oder der 
geſtellte Antrag als unzuläſſig verworfen, ſo erlangt der Be⸗ 
ſcheid des Staatsanwalts die Wirkung eines rechtskräftigen 
Urteils. Die Vollſtreckung erfolgt auf Grund einer mit der 
Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen beglaubigten 
Abſchrift des Beſcheids des Staatsanwalts; die Beſcheinigung 
erteilt der Gerichtsſchreiber des Gerichts, das in erſter Inſtanz 
entſchieden hat. 

8 13. 

Zur Sicherung der im 8 7, Abſ. 1 vorgeſchriebenen Ein⸗ 
ziehung können Vermögensſtücke des Beſchuldigten beſchlag⸗ 
nahmt werden. 8 

Die Anordnung der Beſchlagnahme ſteht dem Richter, bei 
Gefahr im Verzuge dem Staatsanwalte zu. Hat der Staats⸗ 
anwalt die Beſchlagnahme angeordnet, ſo ſoll er binnen drei 
Tagen die richterliche Beſtätigung nachſuchen. 

Auf die Durchführung der Beſchlagnahme finden die Be: 
ſtimmungen der Zivilprozeßordnung über die Vollziehung und 
die Wirkungen des dinglichen Arreſtes entſprechende An⸗ 
wendung. . 


8 14. N 
Die Vorſchriften der 88 7 bis 13 finden bei Aburteilung 
von Zuwiderhandlungen der im $ 1 Nr. 1 oder § 4 Nr. 1 be⸗ 
zeichneten Art auch dann Anwendung, wenn die Zuwider⸗ 
handlung vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung be⸗ 
gangen iſt. 


Soweit in ſolchen Fällen die Strafe aus 8 6 des Gejeßes, f 


betreffend Höchſtpreiſe, oder aus 8 5 der Verordnung gegen 
übermäßige Preisſteigerung, je in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 23. März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 183), zu be⸗ 
ſtimmen iſt, bleibt der Abſ. 2 dieſer Vorſchriften außer An⸗ 
wendung. ; 3885 8 
Neben der Strafe kann in den Fällen der 88 1, 4, 5 auf 
Einziehung der Gegenſtände erkannt werden, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter 
gehören oder nicht. 

— 2 8835 8 16. ; 
Neben Gefängnis kann in den Fällen des 8 1, Abſ. 1 und 
des 8 4, Abſ. 1 auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. In den Fällen des 8 5 iſt neben Zuchthaus auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 

5 Fer 88 17. 

Neben der Strafe kann in den Fällen der SS 1, 4 ange: 
ordnet werden, daß die Verurteilung auf Koſten des Schuldigen 
öffentlich bekanntzumachen iſt. In den Fällen des 8 5 iſt dies 
anzuordnen. . er 

Die Art der Bekanntmachung wird im Urteil beſtimmt; 
die Bekanntmachung kann auch durch Anſchlag in dem Geſchäfts⸗ 
raum erfolgen, in dem die ſtrafbare Handlung begangen iſt. 

een 5 8 18. 

Die Vorſchriften der 88 7, 15 bis 17 ſind auch dann anzu⸗ 
wenden, wenn die Strafe gemäß $ 73 des Strafgeſetzbuchs auf 
Grund eines anderen Geſetzes zu beſtimmen iſt. 

i 8 19. 

Auf Lieferungen nach dem Ausland finden die Beſtimmun⸗ 
gen dieſer Verordnung und die Beſtimmungen über Höchſtpreiſe 
keine Anwendung. 

8 20. 

Der Reichskanzler oder die von ihm beſtimmte Stelle kann 
für Gegenſtände des täglichen Bedarfs und des Kriegsbedarfs, 
die aus dem Ausland eingeführt werden, Ausnahmen von den 
Höchſtpreiſen und von den Vorſchriften im § 1 Nr. 1, 2 über die 
Bemeſſung von Preiſen und Vergütungen zulaſſen. 


8 21. 

Die Verordnung tritt am 1. Juni 1918 in Kraft. 

Mit dieſem Tage treten außer Kraft: 

1. S 6, Abſ. 1 Nr. 1 und 2, ſowie Abſ. 2 und 3 des Geſetzes, 

betreffend Höchſtpreiſe, vom 4. Auguſt 1914/17. Dezember 
1914 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 23. März 
1916 (Reichs⸗Geſetzbl. 1914 S. 339, 516; 1916 S. 183), 
2. $ 5 der Verordnung gegen übermäßige Preisſteigerung 
vom 23. Juli 1915 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 23. März 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. 1915 S. 467; 
1916 S. 183); 
3. §S 11 der Verordnung über den Handel mit Lebens⸗ und 
Futtermitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels 
vom 24. Juni 1916 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 16. Juli 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 1916 S. 581, 
1917 S. 626); € 
4. die Verordnung über Kettenhandel in Textilien und 
Textilerſatzſtoffen vom 8. Februar 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 
9 f : 
5. § 9, Abj. 1 Nr. 2 der Verordnung über den Handel mit 
. vom 22. März 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 
„ ; 
6. § 9, Abſ. 1 Nr. 2 der Verordnung über den Handel mit 
Tabakwaren vom 28. Juni 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 563). 

Die Verordnung gegen übermäßige Preisſteigerung vom 
23. Juli 1915 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 467) erhält die Überſchrift: 
„Verordnung über die Enteignung von Gegenſtänden des täg⸗ 
lichen Bedarfs“. 

In der überſchrift der Verordnung über den Handel mit 
Lebens: und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Ketten- 
handels vom 24. Juni 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 581) werden 
die Worte „und zur Bekämpfung des Kettenhandels“ geſtrichen. 

Soweit in anderen Vorſchriften auf die nach Abſ. 2 auf⸗ 
gehobenen Beſtimmungen verwieſen iſt, treten die entſprechen⸗ 
den Vorſchriften dieſer Verordnung an ihre Stelle. 
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Der Reichskanzler beſtimmt, wann und in welchem Umfang 
dieſe Verordnung außer Kraft tritt. 
Berlin den 8. Mai 1918. 1 
f Der Reichskanzler. 
In Vertretung: 
Dr. von Krauſe. 


E. Nr. 2711. 


Bekanntmachung, 
betr. Schrotmühlen. 


Auf Erſuchen des Kriegsminiſteriums, Kriegsamt, vom 19. 
4. 18 — Tab. Nr 6 4 18 (K. NR. A.) — wird im Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit für den Bereich des 17. Armeekorps ein⸗ 
ſchließlich der Feſtungen folgende Verordnung über Schrotmühle 
erlaſſen: a 

8 1. i 

Als Schrotmühle im Sinne dieſer Verordnung gilt ohne Rück 
ſicht auf die Bezeichnung jede nicht gewerblich betriebene Mühle 
und ſonſtige Vorrichtung, die zum Mahlen, Schroten oder Quet⸗ 
ſchen von Getreide, Hülſenfrüchten oder Mais geeignet iſt, ma 
fie für Hand⸗ oder für Kraftbetrieb eingerichtet, beweglich oder fe 
eingebaut ſein. 32 


Die Benutzung von Schrotmühlen zur Zerkleinerung von Ge⸗ 
91 5 Hülſenfrüchten und Mais zu Speiſe⸗ oder Futterzwecken iſt 
unterſagt. a N 
alls die Herſtellung wirtſchaftlich notwendigen Futterſchrots 
in einer gewerblich betriebenen Mühle für den Unternehmer eines 
Betriebes mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden iſt, kann der 
Landrat, in kreisfreien Städten der Magiſtrat, für beſtimmte 
Mengen von Getreide, Hülſenfrüchten oder Mais, die der Unter⸗ 
nehmer zur Fütterung des im Betriebe gehaltenen Viehs ver⸗ 
wenden darf, die Verarbeitung mittels Schrotmühle geſtatten. 
Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn die vom Kom⸗ 
munalverband aufgrund der Reichsgetreideordnung zur Über⸗ 
wachung der Selbſtverſorger erlaſſenen Anordnungen innegehalten 
ſind. Die Geltungsdauer der Erlaubnis darf nicht weiter als 


Hierzu Beilage. 


Beilage zu Dr. 42 des 


Thorner „Kreisblatt“. 


Sonnabend den 25. Mai 1918. 


einen Monat vom Tage ihrer Erteilung an erſtreckt werden. Die 
Erlaubnis iſt in der Regel an die Bedingung zu knüpfen, daß der 
3 während der Zeit der Benutzung polizeilich beauſſichtigt 
wird. 5 

Die Erlaubnis muß ſchriftlich erteilt werden. 

Der Erlaubnisſchein muß den Namen des Unternehmers, die 
Menge und Art der zu verarbeitenden Früchte, ſowie den Zeit⸗ 
punkt enthalten, bis zu dem die Erlaubnis gilt; er iſt nach Ablauf 
der Friſt der ausſtellenden Behörde zurückzugeben und von dieſer 
aufzubewahren. 
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Jede entgeltliche oder unentgeltliche, dauernde oder vorüber⸗ 
gehende Überlaſſung von Schrotmühlen oder Teilen von Schrot⸗ 
mühlen an andere iſt unterſagt. Das Gleiche gilt für Verträge, 
durch die eine Verpflichtung zu ſolcher Überlaſſung begründet wird 
(Kaufverträge und ähnliche). 

Die untere Verwaltungs behörde kann Ausnahmen von der 
Vorſchrift in Abſ. 1 zulaſſen. 


Die Herſtellung von Schrotmühlen und von Teilen von 
Schrotmühlen iſt unterſagt. 

Die Reichsgetreideſtelle 
in Abf. 1 zulaſſen. 


kann Ausnahmen von der Vorſchrift 


2 5. 2 

Es iſt unterfagt, ſich in periodiſchen Druckſchriften oder in 
ſonſtigen Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Per⸗ 
ſonen beſtimmt ſind, 
Schrotmühlen oder von Teilen von Schrotmühlen zu erbieten. 
Eine Prüfungspflicht dahin, ob Anzeigen dem Verbote in Satz 1 
zuwiderlaufen, liegt den Verlegern, ſowie den bei der Herſtellung 
und Verbreitung der * tätigen Perſonen nicht ob. 


Unternehmer von Mühlen und ſonſtigen Vorrichtungen der 
im § 1 bezeichneten Art, die nach dem 1. Januar 1916 ihren Ge⸗ 
werbebetrieb angemeldet haben, bedürfen einer Beſcheinigung der 
unteren Verwaltungsbehörde, daß die Anmeldung des Gewerbe⸗ 
betriebes nicht zur Umgehung der Vorſchriften über die nichtge⸗ 
werblichen Schrotmühlen erfolgt iſt. 
die Vorſchriften dieſer Bee) Anwendung. 

3 7 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit Ge⸗ 
fängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Beim Vorliegen mildernder 


Umſtände kann auf Haft oder auf Geldſtrafe bis zu eintauſend⸗ 


fünfhundert Mark erkannt werden. 


Dieſe Bekanntmachung tritt mit der Verkündigung inkraft. 
1 wird die Verordnung betr. Schrotmühlen vom 3. 9. 


— E 4332 — aufgehoben. 7 
Danzig, Graudenz, Thorn, Culm 


Marienburg den 15. Mai 1918. 


Stellvertretendes Generalkommando 17. Armeekorps. 
Der kommandierende General. 


„Die Gouverneure der Feſtungen Graudenz und Thorn. | 


Die Kommandanten der Feſtungen Danzig, Culm, 
Marienburg Weſtpr. 

Die in 8 2, Abſ. 3 erwähnte Anordnung des Kreisauſchuſſes 
über Schrotmühlen iſt im Kreisblatt Nr. 24 vom 23. März d. Is. 
Seite 111 veröffentlicht. 

Thorn den 23. Mai 1918. 

Der Vorſitzende des Ureisausſchuſſes. 


Anordunng. 

Auf Grund der 88 48, 63, 65, 69 und 79 der Reichsgetreide⸗ 
ordnung für die Ernte 1917 vom 21. Juni 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 507) und die hierzu ergangene preußiſche Ausführungs⸗ 
anweiſung wird für den Regierungsbezirk Marienwerder fol⸗ 
gendes angeordnet: ; 


In den Stunden von 8 Uhr abends bis 6 Uhr morgens, 
ſowie an allen Sonn⸗ und Feiertagen iſt allen Mühlen jeder 


Grund der Reichsgetreideordnung beſtraft. 


zum Erwerb oder zur Veräußerung von 


Andernfalls finden für ſie 


geſchäftliche Verkehr mit Unternehmern landwirtſchaftlicher 
Betriebe, denen das Recht der Selbſtverſorgung zuſteht, oder 
mit deren Beauftragten und ſonſtigen Mittelsperſonen, ſowie 
allen dieſen Perſonen jeder geſchäftliche Verkehr mit den 
Mühlen unterſagt. £ - 


8 2. 
Allen Mühlen iſt in den im 8 1 angegebenen Zeiten jede 
Ver⸗ oder Bearbeitung von Selbſtverſorgergetreide mit Aus⸗ 
nahme der zur Erhaltung und Pflege der Vorräte unbedingt 
erforderlichen Handlungen verboten. 
3 


Der Landrat (in Stadttreiſen der Magiſtrat) kann von den 
Beſtimmungen der 88 1 und 2 allgemein oder in Einzelfällen 
Ausnahmen zulaſſen. 


84. i DE 

Der Landrat (Magiſtrat) kann verbieten, daß Mühlen, die 
für den Kommunalverband Getreide vermahlen, dieſes in den 
im 8 1 angegebenen Zeiten, abgeſehen von den zur Erhaltung 
und Pflege der Vorräte unbedingt erforderlichen Handlungen, 
ver⸗ oder bearbeiten. 

% 85. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden auf 
Der Verſuch iſt 
ſtrafbar. N 
8 6. 

Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung 
im Amtsblatt in Kraft. 

Marienwerder den 17. Mai 1918. 

Der Regierungspräfident. 
In Vertretung: gez. Werner. 


Betrifft Anbau- und Ernteflächenerhebung 


vom 6. Mai bis 1. Juni 1918. 


Bei der gegenwärtigen Ernteflächen⸗Aufnahme möchte ich, 
um Zweifeln vorzubeugen, nicht unterlaſſen, auf einen Druck⸗ 


ſehler in dem Ortsliſten⸗Vordruck (Muſter 1) hinzuweiſen, der 
durch Außerachtlaſſung der betreffenden Berichtigung ent⸗ 


ſtanden iſt. N f 
Zu Nr. 46 der Beiſpiele mußte nämlich die in Spalte 4 als 


zugepachtete uſw., hier im Beiſpiel auf 190 Ar angegebene 


Fläche in Spalte 6: „Mithin geſamte bewirtſchaftete Fläthe“ 
(Sp. 3 und 4—5) wieder erſcheinen. Da nun die Berichtigung 
unterblieben iſt, bitte ich, bei der Aufrechnung der Spalte 6 
darauf Bedacht zu nehmen. Danach muß es auch in der An⸗ 
leitung zur Ausfüllung der Ortsliſte zu Punkt 4 c, zweiter Ab⸗ 
ſatz heißen: „in Spalte 4, 6 und 8 (itatt 4 und 8) iſt alsdann 
die Fläche einzuſetzen uſw.“ 

Zugleich erſuche ich behufs Verhütung einer verſpäteten 
Beſtellung durch die Poſt die bis x 

ſpäteſtens zum 8. Juni * 

einzuſendenden Ortsliſten der Post unter „dringend“ aufzu⸗ 
liefern. 

Thorn den 23. Mai 1918. 

Der Landrat. 


In verſchiedenen Zeitungen find in letzter Zeit Artikel er⸗ 
ſchienen, welche die Anordnungen der Kommunalverbände für 
rechtsungültig erklären, durch die Geflügelhalter zur Hergabe 
von Eiern verpflichtet werden. 

Ebenſo iſt ein Urteil des Landgerichts in Coblenz durch die 
Zeitungen gegangen, das ſich im gleichen Sinne ausſpricht. 
Gegen dieſes Urteil iſt ſeitens der Königlichen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft Reviſion eingelegt worden. 


Alle dieſe Anſichten werden auf den 8 9, Abſatz 2 der Be- 


kanntmachung des Reichskanzlers vom 12. Auguſt 1916 geſtützt. 
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Dieje Beſtimmung iſt aber durch Nr. 1 der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 24. April 1917 (Reichs⸗ Geſetzbl. S. 374) 
geſtrichen worden. 
Nachdem die letztere Bekanntmachung am 26. April 1917 
a rast trat, war a der Verbrauch von Eiern bei em 
ühnerhalter der Kia lung der Kommunalverbände untek⸗ 
orfen, ſodaß an der Rechtsgültigkeit der 
See die den Geflülgelhalter 
tern unter Strafandrohung verpflichten, kel 
beſteht. 
Thorn den 17. 8 


ut Hergabe von 


Jweffel mehr 


1 un en der 


39je: 35° 
er Landrat. 


Bekanntmachung, 


betr. Ablieferung non Hafer. 

Nachdem durch meine erteilte Verfügung der Haferpreis 1 05 
iſt, wird die Bekanntmachung vom 13. Mai 1918 * berichti 
daß die 1 nicht bis 450, ſondern bis 600 Mark 11 
die Tonne 930 


30 Mark für den Zentner 
zahlen. 


Danzig den 16. Mai 1918. 
der kommandierende General. ee 
Wagner, 
General der Infanterie. 


Betrifft die Ablieferung von Hafer an die 


Heeresuerwaltung. 
Im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 17. Mai d. Is. 
(Kreisblatt Nr. 40 vom 18. d. Mis. Seite 190). 


Das Kriegsminiſterium hat angeoednet, daß diejenigen 


Hafermengen, welche die Ablieferungspflichtigen unzuläfſiger⸗ 


weiſe im Beſitz hatten und erſt beim Nachſuchen ermittelt wur⸗ 


den, ohne Zahlung einer Entſchädigung zu enteignen find. 
Thorn den 22. Mai 1918. 


ET Leber 


a ſtelle weifel über die Eierverſorgung der ui 
bee Laub ai t len men Stadtkinder und in Ernte ꝛc. Kön 
en efindli chen Jungmannen aufgetaucht Find, fo mache 
Stadtkinder bezw. Jun mann 


(ie i e am, oh die 


ſie erhaltet ! voller Beköſtigung b nden, 
en Haus 1 5 en 2 


nd und wie S erſorger 

iern b. Fals dieſe ai em 
jaft nicht borliegt, find ſie als Ver ieee 4 —5 

hen und in gleicher Weiſe wie die ortsg Ber. 


re bei bir en zu eergee 
horn den % . 
De 9 Fi andrat. 


| ee en 


In Verfolg der Bekanntmachung vom 14. 9 18 (Kreisblatt 
Nr. 39 vom 18. 5. 18) werden hiermit folgende weitere Butter⸗ 
Affen für die Bevölker ug des Landkreises Thorn eingerichtet: 
Bildſchön Wolken 
25 Podgorz rau Geeſe, am Markt. 
Thorn den 24. Mai 1918. N 
Der Kreſgausſchuß des Landkreiſes Thorn. 


Im vaterländiſchen Intexeſſe iſt die fortgeſetzte Stärkung 
des Goldſtandes der Reichsbank dringend erforderlich. 

Die Magiſtrate und Ortsvorſtände bitte ich daher, die Ge⸗ 
meindeglieder immer wieder anzuregen, ihre Schmucksachen und 
Juwelen gegen vollen Ersatz des Goldwertes an die Gold⸗ 
ankaufsſtelle in Thorn abzuliefern. 

Ein hoher Goldſtand wird uns beim Übergang zur Frie⸗ 
des Notenumlaufs der Reichsbank. 

Ein hoher Goldſtand ſtärkt das Vertrauen des neutralen 
Auslandes zu unſerer wirtſchaftlichen Kraft und erleichtert uns 
dadurch die Einfuhr wichtiger Robitoffe und Lebensmittel. 

Ein hoher Goldſtand iſt nötig zur erforderlichen Deckung 
auf unſere Feinde. 

Ein hoher Goldſtand trägt zur Verkürzung des Krieges b bei. 

Ein hoher Goldſtand der Reichsbank wirkt entmutigend 
denswirtſchaft wertvolle Dienſte leiſten. 


Thorn den 8. Mai 1918. 
= Landrat. 


cher! 


eutſch 
Gib für die dadendorſ⸗ „Spende! 


Sie ſtanden für uns in pingender Not, 
Sie ſtanden für uns ö 5 d 70 
1 3 4 Kriege, 
es Siegez 


Sie wehrten von ung 
8 t Fi 1 
und 12 Ka 


ie welten für uns 80 
Und warfen 12 uns au 
Den jungen Leib, ben 
Wir in der Heimat mit heilen Gliedern, 
Wir wollen es lohnen den treuen Brüdern, 
Die uns beſchützten in würgender Zeit, 
Die r. nicht wo =. 3 

s Häßlichſte auf Erde 
En Volk, das ſeine Due vergißt! 


Münden. Ludwig Ganghofer. 


Nruc nur Kerlog der E. Domdrowekeſchen Buchveuczetef in Thorn. 


